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Rechtsanwalt
Dr. Mathias Hellriegel

von Hellriegel
Rechtsanwälte

Quelle: Hellriegel Rechtsanwälte

Öffentliches Recht. Die Festsetzung eines
Urbanen Gebiets ist nicht auf die Innenstadt
begrenzt, sondern auch am Stadtrand
zulässig, auch als Neuplanung.

OVG Koblenz, Urteil vom 11. Mai 2022,
Az. 8 C 10646/21.OVG

Urbane Gebiete sind auch in
Stadtrandlagen zulässig
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DER FALL

Die Antragssteller wenden sich mit
Normenkontrollanträgen gegen einen
Bebauungsplan, der am Stadtrand von
Ludwigshafen ein mehrfach unterglieder-
tes Urbanes Gebiet festsetzt. In den ver-
schiedenen Bereichen sollen unter ande-
rem Wohngebäude, Einzelhandelsbe-
triebe,Geschäfts- undBürogebäude sowie
sonstige Gewerbebetriebe allgemein zu-

lässig sein. Gegenwärtig befinden sich in
dem Gebiet ein Bestandsgebäude und
eine unbebaute Fläche, auf der früher eine
Lagerhalle stand. Gegen die Festsetzung
eines Urbanen Gebiets wenden die
Antragssteller ein, dass ein solches Gebiet
nur bei vorhandenen Bebauungsbestän-
den oder Gemengelagen festgesetzt wer-
den könnte.
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DIE FOLGEN

Das OVG Koblenz sah die Normenkon-
trollanträge als unbegründet an. Die Fest-
setzung des Urbanen Gebiets war von der
Ermächtigungnach § 6aBauNVOgedeckt.
Zwar ist die Festsetzung eines Urbanen
Gebiets auf die städtische Innenentwick-
lung ausgerichtet. Allerdings ist der
Anwendungsbereich der Norm nicht auf
bebaute Bereiche beschränkt. Somit kom-
men sowohl die erstmalige Ausweisung
eines Baugebiets als auch die Festsetzung

eines solchen Gebiets am Stadtrand in
Betracht. Außerdem sind keine Anhalts-
punkte erkennbar, dass die Gemeinde die
Ausweisung eines Urbanen Gebiets nur
vorgeschoben hat, um ein reinesWohnge-
biet zu ermöglichen, bei dem die geringen
Immissionswerte umgangen werden.
Zwar liegt ein planerischer Schwerpunkt
auf der Wohnbebauung. Doch die für
ein Urbanes Gebiet charakteristischen
Hauptnutzungsarten sind weiter zulässig.
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WAS IST ZU TUN?

Das Urteil des OVG schließt sich an eine
Entscheidung des VGH Bayern an, die
ebenfalls einen breiten Anwendungs-
bereich des Urbanen Gebiets bejahte
(Az. 1 CS 19.882). Denn der VGHerachtete
die Festsetzung eines Urbanen Gebiets in
kleineren und mittleren Kommunen als
zulässig. Damit ist der Weg für eine breite
Ausweisung Urbaner Gebiete frei, die den
Vorteil haben, dass sie über hohe Orien-
tierungswerte bei der Grundflächenzahl
und der Geschlossflächenzahl verfügen.
Urbane Gebiete können sowohl in kleine-
ren, mittleren und großen Gemeinden

als auch am Stadtrand oder auf nicht
bebauten Flächen festgesetzt werden.
Dessen ungeachtet gilt weiterhin stadt-
planerisch der Vorrang der Nachverdich-
tung und Innenentwicklung, insbeson-
dere auch um das 30-ha-Ziel der Bundes-
regierung zu erreichen. Danach sollen
ab 2030 nur noch maximal 30 ha pro Tag
versiegelt werden. Aktuell wird noch
doppelt so viel versiegelt, weshalb der
gesetzgeberische Auftrag aus § 1a Abs. 2
Satz 1 BauGB verfehlt wird, sparsam und
schonend mit Grund und Boden umzu-
gehen. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwältin
Katharina Feddersen
von Osborne Clarke

Quelle: Osborne Clarke

Baurecht. Bevor ein Tiefbauer Arbeiten an
Straßen durchführt, muss er sich nach
unterirdischen Leitungen erkundigen. Hat er
dies getan, trifft ihn an der Beschädigung
eines Glasfaserkabels keine Schuld, wenn
dessen Lage falsch angegeben war.

LG Rostock Urteil vom 20. Januar 2023,
Az. 2 O 260/22

Der Tiefbauer darf auf Angaben
zur Leitungstiefe vertrauen
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DER FALL

DieKlägerinbetreibt einTelekommunika-
tionsdienstleistungsunternehmen. Die
Beklagte, ein Tiefbauunternehmen, sollte
Tiefbauarbeiten in der Innenstadt von
Rostock durchführen. Sie holte bei der
Klägerin eine Leitungsauskunft ein. Der
schriftlichen Auskunft war ein Planauszug
beigefügt, in dem der Kabelverlauf als
grüne Linie eingezeichnet war. Dazu hieß
es in der Legende: „V. Kabelbestand in
Fremdtrasse“, „Die genaue Kabellage ist
durch Probeschlitze zu ermitteln!“, und
„Tiefenlage der Kabel ca. 0,7 m.“ Die

Beklagte beschädigte während der Bauar-
beiten ein Kabel in einer Tiefe von 3,30 m.
Das führte bei 2.800 Kunden der Klägerin
zu Kommunikationsausfällen. Die Kläge-
rin verlangt Schadenersatz und entgange-
nen Gewinn. Sie meint, das Unternehmen
hätte die Tiefenangaben für den konkre-
ten Verlauf des Glasfaserkabels beim
Betreiber der Fremdtrasse erfragen müs-
sen. Es habe sich nicht darauf verlassen
dürfen, dass sich die Regelverlegetiefe von
0,7 m auf das streitbefangene Kabel bezo-
gen habe.
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DIE FOLGEN

Das Telekommunikationsunternehmen
hat keinen Schadenersatzanspruchwegen
Beschädigung eines Glasfaserkabels, ent-
scheidet das Gericht. Das Tiefbauunter-
nehmen trägt keine Schuld an der Beschä-
digung des Kabels. Zwar stellt die Recht-
sprechung sehr hohe Anforderungen an
die Pflicht von Tiefbauunternehmen, sich
vor Durchführung von Erdarbeiten an
öffentlichen Straßenflächen nach unterir-

disch verlegten Versorgungsleitungen zu
erkundigen. Diesen besonderen Erkundi-
gungspflichten ist das Unternehmen hier
aber nachgekommen. Nach dem einge-
holten Planauszug durfte es davon ausge-
hen, dass sich der grün eingezeichnete
Leitungsverlauf, der sich gemäß der Tras-
senlegende auf den Kabelbestand in
Fremdtrasse bezog, in einer ungefähren
Tiefenlage von 0,7 m befindet.
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WAS IST ZU TUN?

Für den Fall, dass Telekommunika-
tionsunternehmen keine Kenntnis von
der Tiefenlage von Fremdtrassen haben,
dürfen sie keine Angaben dazu machen,
auch keine ungefähren. Vielmehr müssen
sie Tiefenangabenweglassenunddeutlich
zum Ausdruck bringen, dass sie ihnen
nicht bekannt sind. Erst dann ist das jewei-
lige Tiefbauunternehmen gehalten, bei
dem Betreiber der Fremdtrasse weitere
Auskünfte einzuholen. Dass die angege-

bene Soll-Leitungsführung um mehrere
Meter von der Ist-Leitungsführung
abweicht, erfordert keine Veranlassung
von Suchschachtungen des Tiefbauunter-
nehmens. Denn mit derartigen Abwei-
chungen müssen die Firmen nicht rech-
nen. Ideal ist ein digitales Aufmaß der
jeweiligen genauen Lage der eingebrach-
ten Leitungen im Zuge der Bauaus-
führung. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Dr. Murad M. Daghles

von White & Case
Quelle: White & Case

WEG-Recht. Ein Wohnungseigentümer, der
einen in der Gemeinschaftsordnung nicht
vorgesehenen Umbau vornehmen will, muss
einen Gestattungsbeschluss notfalls per
Beschlussersatzklage herbeiführen, bevor er
mit der Baumaßnahme beginnt.

BGH, Urteil vom 17. März 2023,
Az. V ZR 140/22

Ohne WEG-Beschluss kein Umbau
des Gemeinschaftseigentums
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DER FALL

Die Eigentümer von zwei Doppelhaus-
hälften auf einem im Gemeinschaftsei-
gentum stehenden Grundstück bildeten
eine Wohnungseigentümergemeinschaft.
Nach der Gemeinschaftsordnung von
1971 bestimmt sich das Verhältnis der bei-
den untereinander nach dem Gesetz,
wobei jedem ein Sondernutzungsrecht an
dem Gartenteil zusteht, der an seine
jeweilige Haushälfte anschließt. Nach
einer späteren Ergänzung der Gemein-

schaftsordnung sind die Eigentümer für
Reparaturen und Instandhaltungen allein
verantwortlich und kostenpflichtig. Einer
der beiden plante den Bau eines Swim-
mingpools in seinem Garten. Nach Bau-
beginn erwirkte der andere Eigentümer
zunächst einen Baustopp und erhob
erfolgreich Klage auf Unterlassung. Das
Landgericht hat die Berufung zurückge-
wiesen, jedoch die Revision zugelassen.
Sie hatte aber keinen Erfolg.
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DIE FOLGEN

Nach § 20 Abs. 1 WEG können Maßnah-
men, die über den ordnungsgemäßen
Erhalt des gemeinschaftlichen Eigentums
hinausgehen, beschlossen oder einem
Wohnungseigentümer durch Beschluss
gestattet werden. Ohne Beschluss darf ein
Eigentümer den Umbau nicht vorneh-
men, das wäre dann eine rechtswidrige
Eigentumsbeeinträchtigung, die zu einem
Unterlassungsanspruch führt. Der Be-
schlusszwang kann zwar abbedungen
werden, dies müsste aber in der Gemein-
schaftsordnung geregelt werden. Ein
schlichter Verweis auf die Gesetzeslage

oder dieWiederholung des Gesetzes ohne
weitere Anhaltspunkte genügt nicht und
ist als dynamischer Verweis auf die aktu-
elle Gesetzeslage zu verstehen. Obwohl
§ 20 Abs. 1WEG erst am 1. Dezember 2020
neu gefasst wurde, wird die Regelung
mangels Übergangsvorschrift auch auf
Altfälle angewendet. Dem Unterlassungs-
anspruch kann der bauwillige Eigentümer
auch keinen Anspruch auf Gestattung der
Zustimmung nach § 20 Abs. 3 WEG ent-
gegenhalten. Denn andernfalls würde
der Wille des Gesetzgebers, der den Be-
schlusszwang vorsieht, umgangen.
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WAS IST ZU TUN?

Die Wohnungseigentümergemeinschaft
kann in der Gemeinschaftsordnung eine
individuelle Regelung vereinbaren, wo-
nach die Sondernutzungsflächen wie real
geteiltes Eigentum zu behandeln sind.
In diesem Fall bedürfte es keines weiteren
Beschlusses. Ohne eine solche Regelung
benötigt eine bauliche Veränderung des
gemeinschaftlichen Eigentums einen

vorherigen Beschluss. Der bauwillige
Eigentümer kann zwar eine Beschluss-
ersatzklage erheben (§ 44 Abs. 1 S. 2
WEG), er muss diesen Beschluss jedoch
vor Beginn der Bauarbeiten einholen.
Tut er das nicht, steht den anderen
Eigentümern ein Unterlassungsanspruch
zu. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Paul M. Kiss

von CBH Rechtsanwälte
Quelle: CBH

Maklerrecht. Den Maklerkunden trifft die
Beweislast, wenn er die Courtage mit der
Begründung zurückfordert, der auch für
den Verkäufer tätige Makler habe dessen
Zahlungsverpflichtung in entsprechender
Höhe nicht nachgewiesen.

OLG Hamm, Beschluss vom 22. Februar 2023,
Az. 18 U 6/23

Makler muss hälftige Aufteilung
der Provision nicht beweisen
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DER FALL

Die Kläger erwarben ein Grundstück mit
Doppelhaushälfte. Die Beklagte, eine
Maklerin, hatte die Vertragsgelegenheit
nachgewiesen. Die Maklerin ließ sich
sowohl von den Käufern als auch von dem
Verkäufer des Grundstücks einen Makler-
lohn versprechen. Die Kläger zahlten die
Courtage und forderten die Maklerin auf,

ihnen gegenüber nachzuweisen, dass
diese in entsprechender Höhe auch mit
der Verkäuferseite vereinbart war. Die
Maklerin erbrachte aus Datenschutzgrün-
den bzw. aus ihrer Verschwiegenheits-
pflicht über eigene Beteuerungen hinaus
keinen Nachweis hierfür. Die Kunden for-
derten daraufhin den Maklerlohn zurück.
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DIE FOLGEN

Die Rückzahlungsklage wurde in der ers-
ten Instanz abgewiesen. In der Berufungs-
instanz wies der Senat durch Beschluss
darauf hin, dass die Berufung keine Aus-
sicht auf Erfolg hat. Aufgrund der im
Dezember 2020 in Kraft getretenen Rege-
lung des § 656c BGB ist eine Provisions-
vereinbarung bei einer Doppeltätigkeit
sowohl für den Käufer als auch für den
Verkäufer nur wirksam, wenn sich Käufer
und Verkäufer zur Zahlung des Makler-
lohns in gleicher Höhe verpflichten. Dies
gilt aber nur, wenn es um den Nachweis
bzw. die Vermittlung einer Eigentums-
wohnung oder eines Einfamilienhauses
geht und der Käufer ein Verbraucher ist.
Solange ein Verstoß gegen § 656c BGB

nicht erwiesen ist, ist der Maklervertrag
wirksam. Die Unwirksamkeit der Provi-
sionsvereinbarung ist eine für denMakler-
kunden günstige Tatsache, sodass dieser
die Unwirksamkeit beweisen muss. Eine
Beweislastumkehr sieht § 656c BGB nicht
vor. Es besteht auch keine Auskunfts-
pflicht des Maklers und keine Pflicht zur
Urkundenvorlage. Zur Beweiserleichte-
rung wird dem Makler lediglich eine
sekundäreDarlegungslast aufgebürdet. Er
muss daher schlüssig erklären, dass er
eine entsprechende Provisionsvereinba-
rung mit der Verkäuferseite getroffen hat.
Dies müsste dann von der Käuferseite mit
Beweisantritten widerlegt werden. Das ist
hier nicht gelungen.
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WAS IST ZU TUN?

Wird der Makler vom Verkäufer mit der
Vermarktung einer Eigentumswohnung
oder eines Einfamilienhauses beauftragt
und möchte er gleichzeitig auch für einen
Verbraucher auf der Käuferseite provi-
sionspflichtig tätig werden, ist dies nur
möglich, wenn mit beiden Kaufvertrags-
parteien eine Provision in gleicher Höhe
vereinbart wird. Kommt es zu einem

Klageverfahren, muss der Maklerkunde
den Beweis erbringen, dass es an einer
solchen Vereinbarung fehlt. Der Makler
braucht lediglich schlüssig vorzutragen,
dass es eine entsprechende Vereinbarung
gibt. Zu beachten ist, dass auch ein nach-
träglicher Erlass der Courtage zugunsten
des jeweils anderen Vertragspartners
wirkt. (redigiert von Anja Hall)

Die europäische Regulierung, aber nicht
nur sie, hat dazu geführt, dass Immobi-
lieneigentümer, die kurz vor dem Ruhe-
stand stehen oder gerade in selbigen ein-
getreten sind, kaum eine Chance haben,
von der Bank noch einen Kredit zu
bekommen. Steht eine größere Renovie-
rung am Eigenheim an oder möchte man
sich den Lebensabend mit einer Kreuz-
fahrt verschönern, stellt sich schnell die
Frage, ob man das Eigenheim verwerten
kann, ohne ausziehen zu müssen.

Dementsprechend verständlich ist der
Wunsch nach entsprechenden rechtlichen
Gestaltungen. Der Markt der Anbieter ist
bunt. Sogenannte Immobilienverzehrkre-
dite („reverse mortgages“), bei denen der
Eigentümer keine laufenden Zahlungen
leisten muss, sondern Zins und Tilgung
erst nach dem Tod fällig sind, haben sich
in Deutschland bislang nicht durchsetzen
können.

Bis vor wenigen Jahren war vor allem
der Verkauf auf Leibrentenbasis üblich,
bei dem der Käufer dem Verkäufer eine
monatliche Rente und oft zusätzlich einen
Einmalbetrag zahlt. Das Risiko eines –
wünschenswerten – langen Lebens des
Verkäufers liegt bei dieser Gestaltung
wirtschaftlich beim Käufer.

Jüngst sind sogenannte Teilkaufver-
träge auf dem Vormarsch, auch in den
Notariaten begegnen wir ihnen immer
wieder. Das Unternehmen kauft vomVer-
käufer nur einen Miteigentumsanteil an
der Immobilie mit dem Ziel, die gesamte
Immobilie nach dem Tod des Verkäufers
zu verwerten und den Erlös aufzuteilen.
Das Nutzungsrecht, abgesichert durch
einen Nießbrauch im Grundbuch, bleibt
gegen monatliches Entgelt beim Verkäu-
fer. Dieses Nutzungsentgelt ist üblicher-
weise wertgesichert, gekoppelt an den
Drei-Monats-Euribor oder an den Zins-
satz für zehnjährige Bundesanleihen.

Einige Anbieter bieten für eine be-
stimmte Zeit ein fixes Nutzungsentgelt –
die Wertsicherung greift dann beispiels-
weise erst nach zehn Jahren. Gerade die
Wertsicherung kann zur Falle werden,
wenn der Vertrag im Niedrigzinsumfeld
geschlossen wurde und jetzt die Zinsstei-
gerungen zu Buche schlagen. Der Ver-
braucher muss zudem genau kalkulieren,
ob er das Nutzungsentgelt bis zumAuszug
entrichten kann. Beträgt es zum Beispiel
5% des Kaufpreises für denMiteigentums-
anteil, ist der Kaufpreis bereits nach
20 Jahren aufgebraucht. Renovierungen
sind nicht inkludiert, von der erhofften
Kreuzfahrt ganz zu schweigen.

Aus juristischer Sicht bewegt sich der
Teilkaufvertrag im regulatorischen Nie-
mandsland und ist mit Rechtsunsicher-
heiten behaftet. Es handelt sich weder um
einen Verbraucherkreditvertrag noch um
einen – imDarlehensrecht privilegierten –
Immobilienverzehrkredit. Die Mieter-
schutzvorschriften greifen ebenfalls nicht:
Der entgeltliche Nießbrauch ist kein Miet-
vertrag.

Gerichtsentscheidungen zum Thema
sind zu erwarten. Es ist durchaus wahr-
scheinlich, dass die tendenziell verbrau-
cherfreundliche Rechtsprechung den Ver-
käufern unter die Arme greifen wird,
wenn die Zwangsräumung wegen Zah-
lungsausfalls droht. In welcher Weise, ist
schwer zu prognostizieren.

Wahrscheinlicher als eine entspre-
chende Anwendung der Mieterschutzvor-
schriften scheint mir insofern, dass die
Rechtsprechung einzelne Klauseln durch
Anwendung des AGB-Rechts für unwirk-
sam erklären wird, wenn diese den Ver-
käufer aus Sicht der Richter „unangemes-
sen benachteiligen“. Das Beurkundungs-
gesetz schafft zumindest durch das ein-
zuhaltende Verfahren ausreichend Ver-
braucherschutz: Die beurkundenden
Notare müssen den Entwurf 14 Tage vor
Beurkundung verschicken und die Betei-
ligten über die rechtlichen Folgen aus-
führlich belehren. So ist sichergestellt,
dass auch unerfahrene Beteiligte eine
wohl überlegte Entscheidung treffen
können. (redigiert von Anja Hall)

Folge 5:
Der Teilkaufvertrag

Notarinnen und Notare berichten
in dieser regelmäßig erscheinenden
Kolumne aus ihrer Praxis.

BLICK INS
IMMOBILIEN-NOTARIAT

Dr. Julius Forschner,
Notar in Kitzingen
Urheberin: Petra Winkelhardt


